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Senatsverwaltung für  
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
 
 
 
 
 
Herrn Abgeordneten Frank Scholtysek (AfD) 
über 
 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
 
A n t w o r t   
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/13328 
vom 30. Januar 2018 
über Leihfahrräder in Berlin 
 

 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 
Die Schriftliche Anfrage betrifft Sachverhalte, die der Senat nicht aus eigener 
Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Er ist gleichwohl bemüht, Ihnen eine 
Antwort zukommen zu lassen und hat daher die Bezirksämter von Berlin und die Berliner 
Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit um Mitwirkung gebeten. Soweit dort 
in eigener Verantwortung eine Stellungnahme erstellt und dem Senat übermittelt wurde, 
wird sie nachfolgend in ihren maßgeblichen Teilen wiedergegeben. 

 
Frage 1: 
 
Wie viele Anbieter von Leihfahrrädern bieten derzeit ihre Fahrräder im Sinne des Bike-Sharings in Berlin an?  
 

Antwort zu 1: 
 
Neben dem stationsgebundenen öffentlichen Fahrradverleihsystem „Deezer Nextbike“ 
bieten sechs weitere Unternehmen ihre Leihfahrräder auf öffentlichen Straßen an.  
 
Frage 2: 
 
Wie viele Fahrräder haben diese Anbieter derzeit in Berlin im öffentlichen Raum positioniert und wo sind 
jeweilige Bike-Sharing-Stationen, also Orte, an denen diese Fahrräder gruppiert und evtl. auch im Zeichen 
eines Werbelogos o.ä. angeboten werden, zu finden? (Bitte tabellarisch: Ort, Anbieter mit Anzahl Fahrräder) 
 
Frage 7: 
 
Gibt es Anbieter, die gänzlich ohne feste Stationen arbeiten und die ihre Fahrräder ausschließlich in der 
Form anbieten, dass einzelne Fahrräder über die Stadt verstreut aufgestellt wurden? 
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Antwort zu 2 und zu 7: 
 
Eine Übersicht der gegenwärtig genehmigten Stationen mit der Anzahl an 
Ständereinheiten liegt nur für das öffentliche Fahrradverleihsystem „Deezer Nextbike“ vor. 
Insgesamt sind 182 Standorte für 2.280 Leihfahrräder in den Bezirken Charlottenburg-
Wilmersdorf, Friedrichshain-Kreuzberg, Lichtenberg, Mitte, Neukölln, Pankow und 
Tempelhof-Schöneberg von Berlin verzeichnet. Daneben sind noch Standorte aufgeführt, 
die sich derzeit noch im Erlaubnisverfahren befinden. Die Übersichten umfassen 
insgesamt zwölf Seiten und können bei der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und 
Klimaschutz eingesehen oder als Datei zur Verfügung gestellt werden.  
 
Der Sachstand hinsichtlich der Anbieter von Fahrradverleihsystemen ohne feste Stationen 
(dock-less oder free-floating) stellt sich gemäß ihrer Konzepte (nachstehende Daten 
beruhen auf Angaben der Betreiber) wie folgt dar: 
„Lidl-Bikes” (www.lidl-bike.de/) bieten zurzeit ca. 3.500 Leihfahrräder an, “Donkey 
Republic Bikes” (www.donkey.bike) startet mit ca. 700 Leihfahrrädern , “oBike” 

(www.o.bike) will etwa 3.000 bis 5.000 Leihfahrräder verteilen, “moBike” 

(www.mobike.com) beginnt mit ca. 700 Leihfahrrädern (gemäß der Homepage sollen 
10.000 Leihfahrräder in Berlin angeboten werden), „ofo“ (www. www.ofo.com) 
beabsichtigt, 10.000 Leihfahrräder zu verleihen und „Byke Mobility GmbH“ (byke.de) stellt 
ca. 2.000 Leihfahrräder zur Miete bereit.  
Da die Anbieter ihre Mieträder ohne Abstimmung mit den Bezirksämtern im öffentlichen 
Straßenland abstellen, können die tatsächliche Anzahl und die konkreten Standorte nicht 
benannt werden. Die Fahrradverleihsysteme werden bevorzugt im inneren S-Bahn-Ring 
angeboten. 
 
Frage 3: 
 
Zahlen die Anbieter dieser Fahrräder für die von ihnen genutzten Stellplätze eine Gebühr, eine Abgabe o.ä.?  
 

Antwort zu 3: 
 
Sofern eine gebührenpflichtige Sondernutzung vorliegt, sind vom Anbieter 
Sondernutzungsgebühren zu entrichten. 
 
Frage 4: 
 
Hat es im Vorfeld der Platzierung von Bike-Sharing-Stationen, also den Standorten, an denen mehrere 
Fahrräder bereit stehen, Gespräche z.B. mit vor Ort aktiven Gewerbetreibenden über die Vergabe der 
Flächen an diese Bike-Sharing-Anbieter gegeben?  
 

Antwort zu 4: 
 
In Einzelfällen wurden Gespräche mit anliegenden Gewerbebetrieben geführt. 
 
Frage 5: 
 
Sind dem Senat Fälle bekannt, bei denen ortsansässige Gewerbetreibende, z.B. innerstädtische Biomärkte, 
durch die Vergabe der oft ohnehin nur begrenzt vorhandenen Stellflächen an Bike-Sharing-Anbieter, selbst 
keine Möglichkeit mehr haben, eigene Fahrradständer für ihre Kundschaft aufzustellen? 
 

Antwort zu 5: 
 
Davon hat der Senat keine Kenntnis. 

http://www.donkey.bike/
http://www.o.bike/
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Frage 6: 
 
Nach welchen Kriterien wurden die Stellplätze für Bike-Sharing-Stationen vergeben? 
 

Antwort zu 6: 
 
Eine Sondernutzungserlaubnis wird grundsätzlich erteilt, wenn Flächen für die beantragte 
Sondernutzung zur Verfügung gestellt werden können und keine überwiegenden, 
öffentlichen Interessen oder vorrangige Inanspruchnahmen der öffentlichen Straße 
entgegen stehen oder diesen Gesichtspunkten mit einer Nebenbestimmung entsprochen 
werden kann. 
 
Frage 8: 
 
Bedarf es zum Aufstellen von Bike-Sharing-Fahrrädern einer Genehmigung und wer stellt diese aus? 
 

Antwort zu 8: 
 
Das vereinzelte, maßvolle Abstellen von Leihfahrrädern kann noch als verkehrsüblich 
angesehen werden. Das gebündelte Abstellen von Leihfahrrädern in „Rückgabezonen“, 
„Sammelstellen“ und Ähnlichem stellt dagegen eine erlaubnispflichtige Sondernutzung dar. 
Für die Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis ist das jeweilige Bezirksamt zuständig. 
 
Frage 9: 
 
Werden Bike-Sharing-Fahrräder zu Beginn der Tätigkeit eines Anbieters auf ihre Verkehrssicherheit 
überprüft? Und wenn JA, durch wen und in welcher Form geschieht dies? 
 

Antwort zu 9: 
 
Für das öffentliche Fahrradverleihsystem „Deezer Nextbike“ gelten aufgrund des 
Betreibervertrages mit dem Land Berlin besonders strenge Qualitätsanforderungen. 
Zusätzlich werden alle Räder in regelmäßigen Intervallen durch das Serviceteam in Berlin 
gewartet und überprüft. Alle Räder sind CE - geprüft und erfüllen die Norm Din ISO 4210. 
Damit werden alle Kriterien bezüglich der Verkehrssicherheit erfüllt. 
Ansonsten sind die Anforderungen an die Verkehrssicherheit und die erforderliche 
Ausrüstung in der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) gesetzlich 
vorgeschrieben. Für die Einhaltung sind die Anbieter verantwortlich. 
 
Frage 10: 
 
Werden diese Fahrräder der Bike-Sharing-Anbieter im Verlauf der Nutzung, also ihres „Lebenszyklusses“ auf 
Verkehrssicherheit geprüft, z.B. durch die Ordnungsämter, die ja u.a. auch für den ruhenden Verkehr 
zuständig sind? 
 

Antwort zu 10: 
 
Die Fahrräder von Bike-Sharing-Anbietern werden, wie andere Fahrräder auch, im 
Rahmen allgemeiner Verkehrskontrollen auf Verkehrssicherheit geprüft. Darüber hinaus 
gehende Prüfungen erfolgen nicht. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 9 verwiesen. 
 
Frage 11: 
 
Wer haftet bei Unfällen mit diesen Fahrrädern, wenn diese nicht verkehrssicher sind?  
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Frage 12: 
 
Wer haftet generell bei Unfällen mit diesen Fahrrädern? 
 

Antwort zu 11 und zu 12: 
 
Die Haftung und Schadenersatzpflichten richten sich nach zivilrechtlichen Vorschriften 
unter Berücksichtigung der straßenverkehrsrechtlichen Pflichten.  
Die „Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) für Fahrradverleihsysteme“ des 
öffentlichen Fahrradverleihsystems „Deezer Nextbike“ beinhalten Regelungen zur Haftung. 
 
Frage 13: 
 
Hat der Senat Erkenntnisse über die Nutzung der durch die Nutzer generierten GPS-Datenspur durch die 
Bike-Sharing-Anbieter? 
 

Antwort zu 13: 
 
Nein. 
 
Frage 14: 
 
Sieht der Senat durch den Umstand, dass Nutzer dieser Fahrräder per GPS-Signal fortlaufend verfolgt 
werden können, evtl. datenschutzrechtlichen Handlungsbedarf? 
 

Antwort zu 14: 
 
Nein. 
Die Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit teilt hierzu mit: 
„Ob die - gegebenenfalls fortlaufende - Erfassung der GPS-Positionen von Leihfahrrädern 
zulässig ist, hängt maßgeblich davon ab, ob diese Daten zur Erbringung der 
Dienstleistung im Einzelfall erforderlich sind. Hiervon wird in der Regel aber nicht 
auszugehen sein.“ 
 
Frage 15: 
 
Kann der Senat auf die generierten Daten, z.B. über das Fahrverhalten und die Fahrtstrecken der Nutzer 
zugreifen? Wenn JA, in welcher Form und in welchem Umfang? Stehen diese Daten der Verwaltung 
kostenfrei zur Verfügung? Wenn NEIN, wie hoch ist der Preis für diese Daten? 
 

Antwort zu 15: 
 
Nein, der Senat kann nicht auf die Daten zugreifen.  
Der Senat hat keine Kenntnis über die Höhe des Preises für diese Daten. 
 
Frage 16: 
 
Gibt es zwischen Senat und Betreiberfirmen Vereinbarungen, die z.B. die Betreiber nachweislich 
verpflichten, die generierten Daten, wie z.B. Name, Bank- und Kreditkartendaten, ausschließlich getrennt 
von Bewegungsdaten zu verarbeiten, so dass konkrete personalisierte Bewegungsprofile nicht erstellt 
werden können? 
 

 
 
 
 



 5 

Antwort zu 16: 
 
Gemäß Betreibervertrag zwischen dem öffentlichen Fahrradverleihsystem „Deezer 
Nextbike“ und dem Land Berlin werden keine Bewegungsdaten erfasst, sondern 
ausschließlich Ausleih- sowie Rückgabeort der Nutzerinnen und Nutzer. 
 
Frage 17: 
 
Kann der Senat generell und beim chinesischen Anbieter Mobike und dem Anbieter Obike aus Singapur im 
speziellen ausschließen, dass diese Daten das eigentliche Geschäftsmodell sind und künftig z.B. dafür 
genutzt werden, gezielte Werbung an die Nutzer dieser Share-Bikes zu versenden?  
 

Antwort zu 17: 
 
Nein. 
Die Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit teilt hierzu mit: 
„Die Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit hat hierzu keine 
Erkenntnisse. Für die datenschutzrechtliche Kontrolle der genannten Unternehmen ist das 
Bayerische Landesamt für Datenschutzaufsicht zuständig (deutscher Sitz der 
Unternehmen ist in München).“ 
 
Frage 18: 
 
Sieht sich der Senat, im Zuge der von ihm forcierten Verkehrsmittelnutzung hin zur  autofreien Stadt, nicht in 
der Verpflichtung, nur solche Anbieter auf dem Berliner Bike- und auch Car-Sharing-Markt zuzulassen, die 
sich verpflichten, deutsche Datenschutzrichtlinien einzuhalten und nur die Daten zu erheben bzw. intern zu 
verarbeiten, die für den Betrieb des ausgewiesenen Geschäftsmodells zwingend notwendig sind? 
 

Antwort zu 18: 
 
Nein. Die Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit teilt hierzu mit: 
„Betreiber von Leihfahrraddiensten in Deutschland sind ohnehin verpflichtet, deutsches 
beziehungsweise europäisches Datenschutzrecht zu beachten und nur solche 
personenbezogenen Daten zu verarbeiten, die für die Erbringung der Dienstleistung 
erforderlich sind, ohne dass es einer entsprechenden Selbst-Verpflichtung bedürfte.“ 
 

 
 
Berlin, den 09.02.2018 
 
In Vertretung 
 
 
 
Jens-Holger Kirchner 
................................ 
Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 


	S18-13328
	S18-13328

